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denden Punkt Wır haben die Botschaft Jesu nıcht nach Thema verzichten, durch das dieser Zweck augenscheinlich
Nserm Gutdünken modulieren. Wır sind dazu weder erreıcht wird?
berechtigt, noch können WIL unls einbilden, S$1C Zusammenfassend darf In  a} also schließen: Es 1ST NOL-
gewinnenderen Art verkündigen können als Jesus wendig, die Möglichkeit der Verdammnis CTINNEIN,;
selbst Auch das erg1ibt sich AUS dem norwegischen Be1- 1ST aber notwendig, das AaUusSs der „exıistentiellen Per-
spiel Als AaUus der Verkündigung die Möglichkeit sprach spektive des Glaubens LuUnN, WIe die Osloer Profes-
da{ß in  S SC1iNn Leben auch verlieren kann, wurden die SOrTren Sagten Eıne Diskussion der Letzten Dınge „auf
Menschen ungeahntem Ma{iß unruhi1g, hellhörig un weltanschaulicher oder metaphysischer Ebene annn die
die Entscheidung gerutfen Und 1SE ıcht das der Verkündigung ZU Zweck des Glaubens und der Bekeh-
Zweck der Verkündigung? VWıe könnte S1C dann auf das Irung nicht MI Sicherheit befruchten

Fragen des polıtischen, soz1ialen und wirtschaftlichen Lebens
ausgeschlossen wırd da{fß insbesondere nıcht AaUuUs$ doktrinä-Die Gleichberechtigung VO  $ Mann un Frau
ren Gedankengängen heraus inNe ormale Gleichstellung> der deutschen Rechtsprechung VO  ; Mann und Trau auch da herbeigeführt wırd der

Art Abs 11 besonders anerkannte Schutz derDer Artıkel Absatz I1 des Grundgesetzes lautet Män- Ehe und Famiılie oder die Art Abs I1 ebenda hervor-ET und Frauen sind gleichberechtigt ach Art 117 Abs
des Grundgesetzes sollte das MI1IL dem Art Abs I1 gehobenen Interessen der Kinder völlıgen Gleich-

stellung beider Geschlechter der Ehe Schranken serfzenunvereinbare Recht bıs sSsCINeETr Anpassung diese Vor- In diesem Rahmen aber können und iINusSssen die Gefächteschrıift raft leiben, jedoch nıcht Jänger als bis 31
März 1953 Miıt diesem Zeıtpunkt siınd da 1nNe

dem Wıllen des Grundgesetzes ZUuUr Anerkennung VOr-

rechtzeitige Anpassung nıcht erfolgte, alle dem Grundsatz heltfen
der Gleichberechtigung VO  3 Mann un! Tau widerstreiten- Der Gleichberechtigungsgrundsatz Famıilienrecht
den Rechtsnormen außer raft (Zur Gültigkeit Die wesentlichste Rolle spielt der Gleichberechtigungs-des Art HZ Abs vgl die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts, Neue Juristische Wochenschrift“ yrundsatz naturgemäß Famıilienrecht In diesem Be-

reich haben die Gerichte folgenden Fragen Stellung1954 65.) Die hierdurch entstandenen (S@e-
IMMCN:setzeslücken mufßten und iInNnussen noch VO  ; der echt-

sprechung ausgefüllt werden Der zeitliche Geltungsbereich des Grundsatzes der
Für die Gerichte ergab sıch dadurch 1NEe schwıierige Auft- Gleichberechtigung
gabe In allen Zweifelsfällen mußten S1C die Fragen be- Hıer können nach Ansıcht des Bundesgerichtshofes keine
antworten Ist jbal-> konkrete, für die Entscheidung Zweitel arüber bestehen, da{fß der Vertassungsgesetzgeberanhängigen Rechtsstreits ma{ßgebliche Vorschrıift MIL
dem Gleichberechtigungsgrundsatz unvereinbar oder dem Grundsatz der Gleichberechtigung als Grund-

recht VO Aprıil 1953 1 unbedingte Geltung verschaf-nıcht? Wenn Ja, 1S5T die NVorschrift als beseitigt — fen wollte und daher dem Wıillen des Gesetzgeberszusehen oder 1STt ine ihr begründete EINSEILISE Ver- entsprechend allen Fällen ZUT Anwendung bringenpflichtung oder ein durch S1E sanktioniertes Vorrecht des
Mannes oder der Frau auch auf das andere Geschlecht —

1SE. Er beeinflußt also alle Ehen, auch wenn S1IC VOT dıesem
zuwenden? Zeitpunkt geschlossen wurden (BGH, Entscheidungs-

sammlung HO,Naturgemäfßs lassen diese Fragen häufig verschiedene Be-
antwortungen Es wurden denn auch bald Stimmen Das Entscheidungsrecht des Mannes unN Vaters
laut die ein Rechtschaos befürchten IMNMUuSsSen gylaubten Nach der bisherigen Bestimmung des 1354 BGB stand
Diese Befürchtungen stellten sıch inzwischen glücklicher- dem Mann die Entscheidung allen Angelegenheıiten Z

als unbegründet heraus Die Gerichte haben die das gemeinschaftliche eheliche Leben etreffen be-
nahezu allen wesentlichen Fragen 1Ne SCINECINSAME An- L1mMMLeEe insbesondere Wohnort un Wohnung Nach
sıcht herausgearbeitet Eınige Probleme können og39 1627 BGB hatte der Vater kraft der elterlichen Gewalt
durch Entscheidungen des Bundesgerichtshofes als endgül- das echt und die Pflıcht für die Person und das VermöÖö-
Ug geklärt angesehen werden Damıt 1ST die ZeILWwEeEISE SCH des Kiındes SOTrgenN Das echt der Personensorge
Frage gestellte Rechtssicherheit wieder hergestellt stand WAar nach 1634 BGB neben dem Vater auch der
Im folgenden soll 11U  — die Stellungnahme der Rechtspre- Multter Z bei Meınungsverschiedenheiten zwiıschen den
chung den wesentlichen Zweıfelsfragen kurz dargestellt Eltern 1g aber die Meıinung des Vaters VOTL. Der Mannn
werden Die Darstellung beschränkt siıch allerdings 1Ur bzw der Vater hatte demnach das alleinıge Entschei-
aut das Gebiet des Bürgerlichen Rechts Die Gleichberech- dungsrecht.

Fs 1STt JDlE daß diesem der SÖöffentlichen Meiı-Ugung auf dem Gebiet des Beamten- und des Arbeits-
rechts wırd Beıitrag behandelt werden Nung mMelsten uUumstrıttenen Problem 1LL1UT WEN1SC Ge-
Die maßgeblichen Rıchtlinien für die Lösung aller WEe1- riıchtsentscheidungen bekanntgeworden sind [)as scheint
telsfragen auf dem Gebiet des materijellen Rechts stellte darauf hinzudeuten, daß der Praxıs Streitfragen Z W1-
der Bundesgerichtshof auf seiner Entscheidung Band schen Eheleuten auf dem Wege gegENSCILISCEN Eın-

266 £ DL Wenn Sagt Be1 ihrer Entscheidung vernehmens geregelt werden
werden die Gerichte sıch davon leiten lassen INUSSCH, daß Von den bekanntgewordenen Entscheidungen befassen
nıcht jede Rechtsungleichheit durch Art Abs 11 sıch die meısten MMI Fragen der Wohnsitzbestimmung Sıe
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verireten überwiegend den Standpunkt, daß hıer die Be- Kıiındes allein bestimmen (BGH, Entscheidungssammlung,
stiımmung nıcht mehr alleinıges echt des Mannes (Va- V 104)
ters) sel, sondern daß darüber auch die Fau (Mutter MIt Der Name der YAMUentscheiden habe (vgl etwa OLG Famm; N JW, 1935

1354, OLG Frankfurt, Ehe und Famılie, 1954, 2 9 Nach 1355 BGB erhält die Trau den Famılıennamen des
Hamburg, Monatsschrift für Deutsches Recht MDR1!1; Mannes. Hıerzu hat die Rechtsprechung eindeutig klar-

1955 490) Was hat aber gyeschehen, WENN keıne gestellt, dafß die Namensfrage 1n erstier Linie ıne solche
Eiınigung zustande kommt? Nach Ansıcht des Bundes- der Ordnung 1st (OVG Koblenz, Ehe und Famaıulıie, 1954
gerichtshofs ( Juristenzeitung Z 1956, 598 alßt 199) Allerdings entnahm iNan A4aus dem Gleichheits-
die Übertragung der endgültigen Entscheidung einen grundsatz für die Ehefrau das Recht, dem Mannesnamen
Elternteil den Grundsatz der Gleichberechtigung außer den ihrıgen anzufügen (Bayer Ob.Landesgericht, MDR,
acht Fur die Ausfüllung der hierdurch entstandenen (3e- 1955 166) ine Voranstellung ıhres Mädchennamens
setzeslücke musse 1n erstier Linıe aut die für ÜAhnliche 1St der Ma dagegen nıcht gesStaLLE (OVG Hamburg, Z
Verhältnisse 1mM Gesetz getröffenen Bestimmungen zurück- 1956, 17/2)
gegriften werden. Hiıertür bieten sıch nach Ansıcht des Nach Ehegesetz kann das Vormundschaftsgericht aut

Antrag des Mannes der Frau die Weiterführung des Man-Bundesgerichtshofs die Vorschriften A} die be] Übertra-
SUunNns der Vormundschaft mehrere Vormünder gelten. eSNAaINEN untersagen. Zu der Rrase, ob diese Bestim-
Nach 1797 BGB führen mehrere Vormünder die Vor- INUuNSs den Gleichberechtigungssatz verstößt, außerte
mundschaft gemeinschaftlich. Be1 Meinungsverschieden- siıch der Bundesgerichtshof WwW1€e tolgt Z 1956, /20)

Die al erhält WAar mIit der Heırat den Namen desheiten entscheidet das Vormundschaftsgericht. Nach
1798 BGB oilt dies auch be] Meınungsverschiedenheiten Mannes, ıhr Familienname geht 1ber mıt der Heırat nıcht

..  ber die orge tür die Person des Mündels. Nachdem aber Sıe annn ihn daher auch den Namen des Mannes
nach zglem 1953 beıide Eltern gemeınsam Z Sorge für anhängen. ach 55 EheG hat die Tau die Möglichkeıit,

sich VO  e} dem Namen des Mannes loszusagen, WE dieserdie DPerson des Kındes eruten sınd, 1St nach Ansıcht des
Bundesgerichtshofs in entsprechender Anwendung der unehrenhafte Handlungen begeht und das Ansehen de>
\ 97 1798 BGB auch be] Meinungsverschiedenheıiten Namens dadurch schädigt. Es steht darum mi1t der Gleich-

berechtigung nıcht 1n Wiıderspruch, WE dem Mannder Eltern das Vormundschaftsgericht ZUr Entscheidung
eruten. (Für die Entscheidungsbefugnis des Vormund- den Voraussetzungen des EheG das Recht
schaftsgerichts auch OLG Frankturt, vgl Ehe und Famaılıe, gewährt wird, der Tau die Weiterführung se1ınes Namens
1954, ZI O6 Karlsruhe, N W, 1956, 672, und untersagen. Außerdem besteht auch begrifflich hıer

keine Möglichkeıit, dem Mann die Führung se1nes NamensLüneburg, Der deutsche Rechtspfleger |Rpfleger], 1954,
520;) 1m Falle der Scheidung untersagen.

Nur wenı1ge Gerichte halten demgegenüber Stichent- Schlüsselgewaltscheid des Mannes (Vaters test (SO dıie Landgerichte öln
und Duisburg, Ehe und Famaıilie, 1954, 119 und 202 ach 135/ WTr die Frau berechtigt, innerhalb des häus-
SOWIE das Würzburg, Ehe und Famılıe, 1954, /D lıchen Wirkungskreises die Geschäfte des Mannes für ihn
vgl hierzu auch Herder-Korrespondenz Jhg., 276) besorgen und ıh 101 Der Mann konnte das
Diese Ansıcht dürfte aber auf Grund der zıtlerten Ent- echt der al beschränken oder ausschließen. Die Recht-
scheidung des Bundesgerichtshofs ebenso hinfallıg OLD sprechung 1St einhellıg der Ansıicht, da{ß CS miıt Rücksicht
den se1n WI1€e die des OLG Celle (Ehe und Familie, 1954, sowohl auf die besonderen Belange des ehelichen. Gemeıiın-

141), die die Entscheidungsbefugnis nıcht dem Mann schaftslebens als auch aut die Sicherheit des Geschäftsver-
zubilligt, sondern demjen1ıgen Ehegatten, dessen Wahl kehrs unmöglic_h 1st, auf das Rechtsinstitut der Schlüssel-
nach objektiven Mafßstäben dem Interesse der Famılie gewalt verzichten. Der Streit geht lediglich darum, ob
besten dient. allein die HAa die Schlüsselgewalt behalten soll, oder ob

nıcht auch dem Mann ıne solche Schlüsselgewalt 7zuzubil-Ausdrücklich offengelassen hat der Bundesgerichtshof die
Frage, ob das Vormundschaftsgericht E einer der VO  e lıgen ISt Dıie herrschende Meinung ne1gt der letzteren
den streiıtenden Parteien VE Meınung beitreten Ansıcht, möchte also auch dem Mannn die Schlüsselgewalt
kann oder ob auch ıne selbständige Meınung durch- geben (OLG Schleswig, N ]W, 1954, 155, OLG Celle,

N TITW, 1954, 156, Lüneburg, N ]W, 55 1351,tühren kann. Man wıird ohl die Aufgabe des Vormund-
schaftsgerıchts 1m wesentlichen darın erblicken mussen, tür Kiel, Schleswig-Holsteinische Anzeıgen SchlHA 1,
beide Ehegatten tragbare Kompromiflösungen finden 1956, 17) Teılweise beschränken sıch allerdings dıe

Gerichte auch darauf, den Fortbestand der SchlüsselgewaltKeinestalls sollte 1aber das Vormundschaftsgericht se1n Er-
der Ehefrau festzustellen und die rage der AusdehnungiNessen die Stelle des Ermessens der Eltern serfzen dür-

fen Soweılt 1Ur ırgend angängı1g, sollte sıch vielmehr der Schlüsselgewalt aut den Mann dahingestellt lassen
für die Ansıcht eines Elternteils entscheiden. (OLG Köln, Justizministerjalblatt tür das Land ord-

rhein-Westfalen NRW|, 1954, 6, Pader-Daflß das Einverständnıis beider Elternteile ZUur Bestim- born, MDR, 19553, 428)INUNS des Kındeswohnsıitzes nıcht L11UT be] bestehender
Ehe, sondern auch be] Getrenntleben der Ehegatten und Unterhaltsfragennach der Scheidung bis Z Sorgerechtsregelung ertorder-
ıch ISt, besagen Entscheidungen des Bayer. 5:56 (Ent- Was zunächst die Unterhaltspflicht des Ehemannes be-
scheidungssammlung, 1955 Nr 68), des OLG Düsseldort trifit, SC 1360 BGB VOrL; daß der Mannn der rau
(Ehe und Famliulıe, 1956, 112) und des OLG Hamm Unterhalt vewähren habe, WwWOgCSCH ıne Unterhalts-
N JW, 1955, ach der Sorgerechtsregelung verpflichtung der Frau 11UT dort bestehen sollte, der

Mann außerstande WAdlL, sıch selbst unterhalten.”annn natürlıch der Sorgeberec%1tigte den Wohnsitz des
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Zweıifelhaft WAafrt, ob gemaßß Art Abs 11 nunmehr tende Pflichten auf. Der Vater wırd daher durch die
dıe Ehefrau 1n gleicher Weiıse 7210 Unterhalt verpflichtet Unterhaltsverpflichtung 1mM bisherigen Umftange nıcht be-
se1ın sollte W 1e der Mann, oder ob umgekehrt dıe Unter- nachteiligt (SO Bremen, N J W, SS
haltspflicht des Mannes auf die Fälle beschränkt werden
sollte, ın denen die Frau außerstande WAafrt, sich selbst Das eheliche Güterrecht
unterhalten. Dıie überwiegende Ansıcht der Rechtspre-
chung hat die Frage 1mMm Sınne der ersten Alternatıve eNt-

Sehr wesentlıch wiırkt siıch der Gleichberechtigungsgrund-
Satz auch 1mM eheliıchen Güterrecht Aaus Ile Vorschriften,schıeden, aber dabe; ausdrücklich testgestellt, daß der Be1i- die 1mM Bereıch des bisherigen gesetzlıchen Güterstandes

Lrag der Ehefrau in der Regel 1n der Führung des Haus-
haltes und der Erzıiehung der Kınder sehen 1St (OLG

der Verwaltung und Nutzniefßung das eingebrachte Gut
der Taun der Verwaltung und Nutzniefßung des MannesCelle, MDR, 1 953; 362 und 429, OLG Schleswig, unterstellten, sind mi1t dem Aprıil 1953 hınträllıg On-=SchlHA, 1953, K OLG Braunschweig, MDR, 1995 den Hıerzu hat der Bundesgerichtshof iın seinem bereits

425, OLG Frankfurt, N J W, 055 Nur iıne
Minderheit stellte sıch autf den abzulehnenden Stand-

zıtlerten Urteil VO Julı 1953 (Entscheidungssamm-
lung LO 766 rolgendes testgestellt (S 279

punkt, daß die Frau grundsätzlich verpflichtet sel, sıch „Mögen diese Bestimmungen auch nıcht 1U den Inter-selbst unterhalten, und den Mann 11UT iın den Fällen, des Mannes dienen, sondern auch den Schutz der
in denen S1e hierzu außerstande sel, 1ne Unterhaltspflicht Frau bezwecken und 1n der Pflicht des Mannes, den ehe-
treffe (OLG Oldenburg, Rpfleger, SS 308) lichen Aufwand Lragen, iıhr AÄqgquivalent und iıhre 1N-
Leben dıe Ehegatten und hat einer VO  Z} ihnen HGTE Rechtfertigung finden, siınd s1€e doch Ausflu{fß einer
berechtigte Gründe, die Herstellung des ehelichen Lebens Auffassung Von der Ehe, bei der der Manı das auptverweigern, gelten die gleichen Grundsätze. Die und der Herr der Famılıe 1St und seine Stellung eTrau hat ebenso ZU Unterhalt beizutragen WI1e der über der Frau überwiegt. Dem Recht des Mannes, das ein-
Mann, d  S S1e MUuU versuchen, iıhren Lebensunterhalt gebrachte Gut 1n Besıiıtz nehmen, verwalten und
durch UÜbernahme einer ;hr nach den soz1alen Verhält- nutzen, entspricht 1ne Beschränkung der Rechte der Frau
nıssen der Ehegatten und iıhren persönlıchen Fähigkeiten iıhrem eingebrachten Vermögen; S1e hat kein eigeneszumutbaren Tätigkeit AaUus eigenem Arbeitseinkommen Recht, verwalten und utzen und kann ohne Z
Sanz oder teilweise bestreiten. Dıiese Verpflichtung stimmung des Mannes HU beschränkt arüber verfügen.trifft S1e aber dann nıcht, WEeNN S1e ıhren Beıitrag auf Dieser Minderung der Rechte iıhrem Eingebrachtenandere Weıse leistet, nämlıch durch die orge tür dıe AaUS steht ıne entsprechende Minderung der Rechte des Man-
der Ehe stammenden Kinder (OLG Frankturt, N J W, 168 hinsichtlich se1nes Vermögens nıcht gegenüber. Eıine
1955, 1104, OB Düsseldorf, JMBI NRW, 1953, solche Schlechterstellung der Ehefrau wiırd durch den

281, OLG Karlsruhe, Ehe und Famiılie, 1955 1OS: Schutz der Ehe und Famiılie nıcht gefordert; S1e wıder-
und 1954, ö2, OLG Köln, Ehe und Famaılie, 1955, spricht dem Gleichheitsgrundsatz. Daher mu{fß ANSCHNOM-

104; für ine Unterhaltspflicht auch be1 Abwesenheit INnenNn werden, da{(ß die Bestimmungen des Bürgerlichen (Ge-
VO  3 Kındern: OLG Stuttgart, N JW, 1955 O52 setzbuches, die die Ehefrau be] Verfügungen über das e1In-
ede Unterhaltspflicht, auch WeNnNn noch Kınder CISOI - gebrachte Gut die Zustimmung des Mannes bınden und
SCH sınd, OLG Nürnberg, N J W, 1955 909) VO  ; ihr getroftene Verfügungen ohne solche Zustimmung
Dıie Unterhaltspflicht für eheliche Kınder trift beide EI- dem Ehemann gegenüber unwirksam machen, se1it dem
tern. Dıe rühere Bestimmung des 1606 Abs [ 1 Aprıl 1953 außer raft sind.“ (S0 auch OLG Neu-
BG  D „Der Vater haftet VOT der Mutter“ 1St nach einhel- stadt,; Juristische Rundschau [ JR], 1955 5.263, und OLG
lıger Meınung nıcht mehr anwendbar. Daher 1St auch Schleswig, E 1955% 264; durch diese Entsche1i-

111 des Reichsbesoldungsgesetzes wonach ine dung des Bundesgerichtshofs dürfte die Ansıcht der ber-
verheiratete Beamtın Kıindergeldzuschläge 1Ur bei Unver- landesgerichte Kln NJW, 1953, und Schles-
mögen des Mannes Z Unterhaltsleistung erhält nıcht W12 RS 1954, 651 wonach der Güterstand der Ver-
mehr anwendbar. waltung und Nutznießung be1 vorher geschlossenen Ehen
Umstritten 1n der Rechtsprechung 1St aber noch, ob dıe über den Aprıl 1953 hiınaus zunächst bestehen bleibt
Eltern für den Unterhalt gesamtschuldnerisch oder yle1- und die Ehefrau 1LLUTL die Möglichkeıit hat, die Verwaltung
chen Teılen haften, H ob jeder Elternteil für die S  n und Nutznießung des Ehemannes durch Kündigung
Unterhaltstorderung 1n Anspruch x  IIN werden kann beenden, als überholt anzusehen se1n.)
un 1U iın der Folge zwıschen den Ehegatten ıne Ausglei- ften 1e der Bundesgerichtshof die Frage, welcher Ou=-
chung stattfindet oder ob jeder Ehegatte VO  - vornherein terstand die Stelle des weggefallenen Güterstandes der
UT tür die Hilfte der Unterhaltsforderung haftet Die Verwaltung und Nutznießung ISf: Er lehnte
Ansıcht (vertreten C  — N ]J W, 1954, 1544, lediglich die Ansıcht des OLG Celle N JW, S59ı 986
Kassel, MDR, 1955 493, Düsseldorf, JMBI NRKRW, ab, wonach als gesetzlıcher Güterstand 1n Anleh-
1954, 41) enthält die für die Kınder günstıgere Lösung, Nungs die diesbezüglichen Bestimmungen des Bürger-
die zweıte Ansıcht (QILE Hamm, NJ W, 1954, 839, lichen Gesetzbuches 1Ne Art Errungenschaftsgemeinschaft
Göttingen, N J W, 1953 PTOS, Itzehoe, SchlHA, anzusehen sel. iıne solche treie rechtliche Ausgestaltung
1955 239) stimmt besser mıt dem Wortlaut des heute könnte den verschiedenartıigsten Lösungen führen.
gyeltenden Rechts übereıin, nach dem mehrere oleichnahe Warum sollte 11194  - dann nıcht auch die allgemeine S  uter-
Verwandte gleıchen Teıilen haften 1606 Abs 1{ vemeinschaft oder auch die Zugewinnstgemeinschaft, WI1€e
BGB) Der Streıit ISt 1m übrigen bereıits dem Bundes- S1e 1im Regierungsentwurf vorgesehen ist, die Stelle der
gerichtshof ZUr Entscheidung vorgelegt und wiırd dem- bisherigen Verwaltung und Nutznıießung des Mannes
nach ın absehbarer eIt seline Erledigung inden setzen” Es leuchtet e1n, dafß die Folge einer solchen treıen
Be1 unehelichen Kindern legte das (Gesetz schon bısher den Rechtsschöpfung ıne große Rechtsunsicherheit ware. Dıie

bei weıtem überwiegende Meınung 1n der RechtsprechungEltern Z\W?.I' inhaltlich verschiedene, aber oleich bewer-
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hat daher IMI echt siıch das Gesetz gehalten, nach Unbestritten IST, daß der Grundsatz der Gleichberechti-
welchem schon bisher bei Ausschließung der Verwaltune Sungs icht hindert auch noch Güterstand ohne
un: Nutznießung des Mannes oder bei Aufhebung der Berücksichtigung dieses Grundsatzes vereinbaren,
allgemeinen Gütergemeinschaft der Errungenschafts- die bisherige allgemeine Gütergemeinschaft Dies gilt
gemeinschaft oder der Fahrnisgemeinschaft Gütertren- ohl für alte (d VOT dem Aprıl 1953 geschlossene)
NUu1NsS EeiINIrat 1436 BGB) un hieraus die Folgerung WIC auch für NCeCUEC (d nach dem 31 Maäaärz 1953 geschlos-
SCZOSCNH, dafß gesetzlicher Güterstand nunmehr die sene) Ehen (OLG Hamm, N JW 1954
Gütertrennung SC (OLG München, Bayer Justizminıste-
rialblatt |Bayer ]JMBI I 1953 150 OLG Schleswig, Aussteueransprüche

1953 264 Braunschweig, Niedersäch- Dıie Frage, 1inwıewel der Gleichberechtigungsgrundsatz
sische Rechtspflege [ NdsRpfl 19; 1953 161) War 1ST den Aussteueranspruch der Tochter berührt, ann durch
durchaus zuzugeben, da{fß die Gütertrennung die Z WwWel Entscheidungen des Bundesgerichtshofs als geklärt
Gleichberechtigung 1U sehr tormellen Sınne angesehen werden. In der ersten Entscheidung (Entsche1-
verwirklicht die Frau, die keinen Anteıl Zugewınn dungssammlung s 206) stellte der Bundesgerichts-
erhält, wıird hierdurch zweıtellos benachteilıgt Dıie (3U- hof fest, da{fß der Aussteueranspruch der Tochter MIt dem
U  S widerstreitet auch dem Gedanken der Lebens- Rechtsgrundsatz der Gleichberechtigung VO  3 Mannn und
gemeinschaft ber WIC bereıits bemerkt, konnte sich der Tan srundsätzlich nıcht Widerspruch steht. Im Einzel-
Riıchter 1Ur tür Güterstand aussprechen, der auch tall se1l dem Aussteueranspruch jedoch dann nıcht tTAattzu-
dem Gebot der Rechtssicherheit Rechnung Im übrı1- geben, WeEeNnNn bei Berücksichtigung der Zuwendungen,
SCnHh hat der Bundesgerichtshof (Entscheidungssammlung dıe die Tochter bereits erhalten hat, einschließlich der

380) entschıeden, da{iß auch be] Gütertrennung Aufwendungen tür iıhre Berufsausbildung, gegenüber den
Aaus dem Gebot der ehelichen Lebensgemeinschaft die VO  ; den Söhnen empfangenen oder erwartenden Zu-
Pflicht der Ehegatten folge, sich g  n  T die Mıiıt- wendungen, Bevorzugung der Tochter führen
benutzung der ehelichen Wohnung un: der für die Ehe- würde (so auch OLG Hamburg, N J W 1953 1353 tür
führung bestimmten Hausratsstücke gestatten, auch vollkommenen Wegfall des Aussteueranspruches
Wenn Ci1 Ehegatte sıch Alleinberechtigter der Wohn- Nürnberg-Fürth MDR 1953 429) Dıie Haftung
au und Alleineigentümer des Hausrats 1ST In der Re- für diesen Anspruch trıfft nach der Ansıcht des Bundes-
gel] sind also beide Ehegatten als Mitbesitzer der ehelichen gerichtshofs (Bd 11 211) die beiden Eltern gleichen
Wohnung un des SCINCINSAIM benutzten Hausrats NZU- Teıilen ıne starke egenmeınung möchte allerdings die
sehen. Eltern als Gesamtschuldner haften lassen (vgl eLtwa2 OLG
Da INIT der Verwaltung und Nutznießung des Mannes Hamburg, NJW 1953
auch die Bestimmungen tortgefallen sind, die tür rechts- In der zweıten Entscheidung (Entscheidungssammlung
geschäftliche Erklärungen der Frau die Zustimmung des Bd 205) außerte sich der Bundesgerichtshof ST
Mannes Taussetfzten ($$ 6—13 BGB), bedarf ke1- zeitlichen Geltung des Gleichheitsgrundsatzes und kam
Her näheren Darlegung dem Ergebnis, daß Aussteueransprüche, die VOr dem
Eın Daar Worte sind jedoch noch der Prozeßkostenvor- Aprıil 1953 entstanden sind unverändert bestehen ble1i-
schußpflicht des Mannes N, Frage, die die ben (desg]l OLG Kassel N IW 1954 157 OLG
Gerichte außerordentlich starken Ma{l beschäftigt Celle, NJW 19534 157)
hat Hierbei handelt siıch darum, daß Ehesachen der

Dıiıe elterliche GewaltEhemann verpflichtet werden konnte, für die Ehefrau
Prozeßkostenvorschuß bezahlen ($ 627 ZPO) Nach der früheren Gesetzeslage hatte der Vater kraft der

Die Prozeßkostenvorschußpflicht 1ST nach herrschender elterlichen Gewalt das echt un die Pflıcht, für die Per-
Auffassung A4US dem Güterrecht abzuleiten Nach überein- SO  S und das Vermögen des Kindes SOrgen ($ 162/
stimmender Ansıcht traf his Z Aprıil 1953 be1 dem BGB) Diıiese Vorschrift 1ST nunmehr lesen, daß die
Güterstand der Gütertrennung den Ehemann keine Pro- elterliche Gewalrt un damıt sowohl die Personensorge
zeßkostenvorschlußpflicht Daran 1STE auch tür den heute WIE auch dıe Vermögenssorge beiden Eltern zukommt
geltenden Rechtszustand testzuhalten (u OLG Frank- (vgl Bayer Ob Rpfleger, 1954 97 O6 Celle,
furt N IW 1953 746 OLG Hamburg, MDR 1953 N J W 1953 8729 OLG Hamm, NJW 1953 1354

476 N J W 1953 085 OLG Karlsruhe, NJW Hamburg, N JW 1953 Da die Sorge tür
1953 1355 OLG Koblenz N IW 1954 1161 anders die Person und das Vermögen des Kindes auch dessen
mMIt verschiedenen Begründungen OLG Stuttgart, Vertretung umta(ßt ($ 1630 BGB), 1ST neben dem Vate  r
NIW 1953 906 OLG Celle, N JW 1953 986 1U  - auch die Mutter ZUur Vertretung des Kindes berechtigt
OLG Bremen, MDR 1954 366 OLG Freiburg, NIJW (Bayer Ob Rpfleger, 1954 Kassel N JW
1953 905 OLG Darmstadt, NJW 1953 1953 989 Hamburg, NJW 1953 989) Dıeses
Von der Rechtsprechung noch nıcht geklärt 1ST die Frage, Vertretungsrecht steht beiden Eltern SCMEINSAML Z
ob Art auch aut die inhaltliche Gestaltung der ver- Vater und Multter iNnusSsSen bei der Vertretung des Kindes
traglıchen Güterstände Einflufß S  mMm hat un zusammenwirken: C1M selbständiges Alleinvertretungs-
Stelle des alleinigen Verfügungsrechts des Mannes 1N1UN- recht Jjedes Elternteils könnte widersprechenden Ver-
mehr 1inNe gyemeıinschaftlıche Verftügungsmacht beıider FEhe- fügungen und damıt Schädigung des Vermögens
gyatten 1ST Jedenfalls muß aber den Fheleuten des Kındes führen (LG Kassel NJW 1953 9089
das Recht CINgZSECEFrAaUMT SC1IN, dem geltenden Rechts- Bamberg, N JW 1953 989 anders München,
zustand die Verfügungsbefugnis vertraglich abweichend Bayer JMBI 1953 182) Eın Alleinvertretungsrecht hat

regeln, dem oder anderen Ehepartner die BD Elternteil 1Ur dann, WEeNN die elterliche Gewalt
alleinıge Verfügungsmacht über das Gesamtgut NZU- allein ausübt, eLtwa weıl die Ehe geschıeden un: ıhm das
1LAaUINEN (LG Göttingen, Ehe un: Famılie, 1956 228) Sorgerecht übertragen wurde (LG Kassel Bamberg,
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Gleichheitsgrundsatzes dar (desgl OLG Koblenz, Ehebeide: NJW, 1953 989, Bremerwerde, NdsRi:»fl.‚
1953, S 875 Hamburg, MDR, 1953, 7/98; anders un!: Famaiulie, 1954, 1 anders Hamburg, und
OLG Hamm, N JIJW, 95 1226, und OLG Karlsruhe, Famiuılie, 1255; 102)
Entscheidungen aus dem Jugend- und Familienrecht,

IL Der Gleichberechtigungsgrundsatz1952%53, 89, nach denen nach der Scheidung ENISPrE- außerhalb des Familienrechtsend dem Wortlaut des (zesetzes 1 EheG] 10060 das
Personensorgerecht, nıcht aber die gESAMLE elterliche Ge- Die Veränderung der Normen des Familienrechts hatte
walt un: damıit auch die Vertretungsmacht einem Eltern- auch ıne Abänderung zahlreicher Vorschriften außerhalb

des Familienrechts ZUuUr Folge. So folgt AUuS der gemeıin-teil übertragen werden Al Für ıne solche Übertra-
gun fehlt nach der Ansıicht der zıtierten Entschei- Ausübung der elterlichen Gewalt und der gemeı1n-
dungen einer Rechtsgrundlage). Dafß die A4U5 dem DPer- gesetzlichen Vertretung, daß ZUr Volljährigkeits-
sonensorgerecht der Multter folgende Vertretung des Kın- erklärung elnes MınderjJyährigen nıcht mehr, WwW1e bisher

($$ o die Einwilligung des Vaters genugt, SOI11-des auch die Befugnis umfaßt, einen Unterhaltsanspruch
des Kındes den Vater geltend machen, stellt das dern dafß vielmehr beide Elternteile einwilligen mussen
OLG Hamm NKRW, 1954, 259) test. (S0 auch (OLG Karlsruhe, Ehe und Famaiulie, 1953 254)
schon Stolberg, JMBI NRW, 1954; 1022 Der An- Bisher WAafr, WENN der Vater als Vertreter des Kindes MIt
ordnung einer Pflegschaft bedarf demnach hlerzu nıcht sıch selbst einen Vertrag abschließen wollte, die Bestellung
mehr. eines Pflegers erforderlich ($ FST BGB) Nunmehr bedartf
ach 1697 alter Fassung verlor ıne Multter die elter-- der Bestellung eines Pflegers SESt, wenn beıide Eltern-

teıile gemeınsam MIt ihrem ınd kontrahieren wollen Istıche Gewalt, die sS1e etwa2 nach dem Tode des Vaters Cr-

langt hatte, wieder, WEeNN S1e ine HEG Ehe schlo{fß. Diıiese dies nıcht der Fall, erstarkt die Vertretungsmacht des
Bestimmung annn nach einhelliger Ansıcht der Recht- nıcht beteiligten Elternteils ZUur Alleinvertretung (Bayer
sprechung nıcht mehr angewendet werden (vgl BH ObLG, Ehe und Familie, 1956, 320)
N JW, 1954, 145, Bayer. Ob.LG, Rpdleger, 1953, 624) Insbesondere: Der Wohnsitz der Ehefrau UuUN der KinderDıie Multter behält also 1n diesen Fällen die elterliche (S@e-
walt. Nach BGB teilte die Ehefrau den Wohnsitz des Ehe-

INannes,. Diese Vorschrift 1St nach allgemeiner Ansıcht als
Das Kranzgeld der Braut aufgehoben anzusehen, da S1e die TAU schlechter stellt als

Bekanntlich kann ıne unbescholtene Braut, die ıhrem den Mann. Die Fhefradu annn nunmehr allerdings nur
Verlobten die Beiwohnung ZESTALLEL hat, 1m Falle der un Berücksichtigung der nach Ww1€e VOL bestehenden Ver-
Auflösung der Verlobung auch N des Schadens, der pflichtung ZUE ehelichen Lebensgemeinschaft einen e1ge-
nıcht Vermögensschaden 1St, ıne bıllıge Entschädigung ın nNnen Wohnsitz begründen (BGH, Ehe und Famiılıe, 1956,
eld verlangen 1300 BGB) Nun 1St War richt1g, da{fs 223)
dem Bräutigam keıin solcher Anspruch zusteht. Trotzdem Nach I5 BGB teilt eın eheliches iınd den Wohnsitz des

Vaters. Die Fortgeltung dieser Bestimmung WAar lange eıitwiderspricht 1300 BGB nıcht dem Gleichberechtigungs-
grundsatz. Der Bundesgerichtshof hat hierzu ausgeführt heftig umstritten. 1ne weıtverbreitete Ansıcht hielt die
(BGH, Ehe und Famıuılie, 1956, 179 fY, die rechtliche Vorschrift für unvereinbar miıt Art 11 und verfrat

Stellung der Frau solle se1nN, da{ß s1e 1ın bezug auf die daher die Ansicht, dafß das ınd den Wohnsitz beider
Eltern teile (so die Oberlandesgerichte Hamm, JMBIaußeren Bedingungen ıhrer Exıistenz grundsätzlich nıcht

schwerer habe als der Mann, ıhr Selbst verwirklıchen, NRKRW, 1954, 284, Düsseldorf und Neustadt, Ehe und
also un Bewahrung ihrer Wesensart ihre Persönlichkeit Famaıulie, 1956, 2 und 244) Lebten diıe Eltern YENNT,
treı entfalten. Dıie Rechtsordnung habe deshalb von ohne dafß einem FElternteil das Sorgerecht zugeteilt worden

Wal, sollte das ınd nach einer Ansicht einen doppeltenjeher, der besonderen Lage und Wesensart der KFrau ech-
Nung tragend, Vorschriften ıhrem Schutz getroffen, Wohnsitz haben, ach einer anderen Ansıcht den Familien-
Gefahren VO  e} ıhr abzuwenden, die sıch gerade A2US ihrer wohnsıitz, den etzten gemeinsamen Wohnsitz der
Stellung als al ergeben. uch be1 der Bestimmung des Eltern behalten. Demgegenüber steht U  3 die nach der

1300 BGB handle sich 1ne derartige Schutzvor- Entscheidung des Bundesgerichtshofs (Entscheidungssamm-
schrıft Zugunsten der Frau. Be1 der Auflösung eines Ver- lung, ZU, 313) herrschend gewordene Ansıcht auft
löbnisses erleide ihre Frauenwürde dabe] vieltach Scha- dem Standpunkt, da{fß die Wohnsitzregelung des 11 BGB

ohne Rücksicht auf die elterliche Gewalt getroffen wordenden Infolgedessen und auch infolge ıhrer vielfach stärke-
ren seelıschen un: persönlıchen Gebundenheit iıhren se1 und dafß S$1e NUur auf einer Zweckmäßigkeitserwägung
Verlobten werde s1e in der Regel dem Bruch des beruhe. iıne derartige formelle Ordnungsvorschrift ent-

Verlöbnisses seelisch mehr und nachhaltiger leiden halte keıine sachliche Benachteiligung der Multter ihres
haben als der Mann. ber auch wirtschaftlıch könnten die Geschlechtes SCn und se1 daher miıt dem Grundsatz der
Auswirkungen der Verlöbnisauflösung für S1e ine Ex1- Gleichberechtigung vereinbar (so auch OLG Bremen,
stenzerschwerung bedeuten. Es stelle AUS diesem Grunde N J W, 1956, 5F Z und OLG Hamm, ]JMBI NRW, 1956,
eın materieller Ausgleich hierfür keine Verletzung des 281)
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